
Nicht halb nackt zur Hochzeit 
OFFENER Brief Zahlreiche Grünen-Politiker fordern die deutsche Regierung auf, sich für Frauenrechte in 
Afghanistan einzusetzen. Dort sollen künftig per Gesetz  unanständige" Brautkleider verboten werden 

VON SIMONE SCHMOLLACK 

BERLIN taz | In einem offenen 
Brief bitten zahlreiche grüne 
Bundestagsabgeordnete Außen-
minister Guido Westerwelle und 
Entwicklungshilfeminister Dirk 
Niebel beide FDP darum, sich 
für Frauenrechte in Afghanistan 
einzusetzen. Hintergrund ist ein 
Gesetzentwurf des afghanischen 
Frauenministeriums vom 13. 
April, das vordergründig die hor-
renden Preise von Hochzeitsfei-
ern beschränken will, letztlich 
aber die Rechte von Frauen be-
schneiden soll. 

Hochzeiten werden in Afgha-
nistan prunkvoll gefeiert, mit 
üppigen Tafeln, Livemusik und 
aufwendiger Hochzeitskleidung. 
An machen Festen nehmen bis 
zu 900 Gäste teil. Dadurch ver-
schulden sich manche Brautpaar 
mitunter auf 10 bis 15 Jahre. 

Afghanistan ist eines der 
ärmsten Länder der Welt. Aber 
seit dem Sturz der Taliban 2001 
uferten die Hochzeitsfeiern, die 
unter den Taliban verboten wa-

ren, regelrecht aus. Viele Afgha-
nen begrüßen daher den Plan. 

Das geplante Gesetz will aber 
nicht nur die Hochzeitskosten 
beschränken, sondern ebenso 
die Frauenrechte, kritisieren in-
ternationale Frauenrechtsorga-
nisationen. So sieht das Papier 
vor, dass Frauen und Männer 
künftig getrennt feiern und dass 
das Brautpaar und seine Gäste 
Kleidung tragen sollen, die der 
Scharia entspricht, dem religiö-

sen Gesetz des Islam. Dezidiert 
angesprochen sind in dem Ge-
setz aber Frauen. Sie bevorzugen 
gewöhnlich schulterfreie und 
tief ausgeschnittene Brautklei-
der. Die sollen sie jetzt nicht 
mehr tragen dürfen. Artikel 3 Ab-
satz 15 verbietet Kleidung, die 
 halb nackt, nackt, transparent 
oder eng anliegend ist, sodass 
Teile des weiblichen Körpers ent-
hüllt" werden. Außerdem dürfen 
 moralisch unzulässige Hoch-
zeitskleider" nicht mehr ver-
kauft oder vermietet werden. 
Schneidern, die solche Hoch-

zeitskleider nähen, drohen Stra-
fen: Verstoßen sie einmal gegen 
das Verbot, kann es eine Geld-
strafe geben, im Wiederholungs-
fall verlieren sie ihre Lizenz. 

.Vordergründig geht es um die 
soziale Sicherung junger Famili-
en", sagt Monika Lazar, frauenpo-

 Das Gesetz ist eine 
Umschreibung kon-
servativer TrCnds" 
MONIKA LAZAR, GRÜNE 

litische Sprecherin der grünen 
Bundestagsfraktion und eine der 
Unterzeichnerin des Briefs: 
 Aber das ist leider eine euphe-
mistische Umschreibung kon-
servativer Trends, die wieder auf 
dem Vormarsch sind." 

 Erstaunlich ist", sagt Ute 
Koczy, entwicklungspolitische 
Sprecherin der Fraktion,  dass 
das afghanische Frauenministe-
rium erneut ein Papier vorlegt, 
das sich im Grunde gegen Frauen 
richtet." Im Februar hatte die Re-
gierung in Kabul versucht, Frau-
enhäuser unter ihre Kontrolle zu 
bringen, die Frauenministerin 
unterstützte die Forderung. 

Seit 2002 haben internationa-
le unabhängige Menschen-
rechts- und Frauenorganisatio-
nen wie Medica Mondiale meh-
rere Frauenhäuser aufgebaut. Sie 
bieten Frauen, die Opfer häusli-
cher Gewalt geworden sind, Un-
terkunft und Schutz. Den Isla-

misten waren die Frauenhäuser 
von Anfang an ein Dorn im Auge. 
Sie fördern die Prostitution, ar-
gumentieren sie. Nach Protesten 
von Nichtregierungsorganisati-
onen hatte die afghanische Re-
gierung ihren Plan aber zurück-
gezogen. 

Als  reinen Willkürakt" be-
zeichnet Bente Scheller, Leiterin 
des Afghanistan-Büros der Hein-
rich-BölI-Stiftung in Kabul, den 
neuen Gesetzentwurf. Sie ver-
mutet dahinter eine  Werbekam-
pagne" der afghanischen Frau-
enministerin. Hussan Ghazanfar 

ist in ihrem Amt vom Parlament 
noch nicht bestätigt.  Die Parla-
mentsmehrheit ist konservativ 
und die Ministerin sicher bereit, 
einiges für Teilhabe an der Macht 
zu tun", sagt Bente Scheller. Pro-
teste gegen das geplante Gesetz 
gibt es in Afghanistan bislang 
nicht. Die werden aber kommen, 
mutmaßt Bente Scheller:  Wenn 
das Gesetz gültig wird." 

 Wir möchten betonen, dass 
Frauenrechte aus unserer Sicht 
nicht als Verhandlungsmasse be-
trachtet werden dürfen", schrei-
ben die Grünen in ihrem Brief. 
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Grüne besorgt um Frauenrechte -

Aus Sorge um die Rechte von Frauen 
in Afghanistan haben sich 17 Bundes-
tagsabgeordnete der Grünen an die 
Bundesminister Westerwelle Außen 
und Niebel Entwicklung, beide FDP 
gewandt. Sie beziehen sich in ihrem 
Brief auf ein geplantes Gesetz des af-
ghanischen Ministeriums für Frauenan-
gelegenheiten. Darin solle es verboten 
werden, auf Hochzeitsfeiern Kleidung 
zu tragen, die der Scharia widerspricht, 
nämlich zu eng anliegende oder nicht 
hinreichend den Körper bedeckende 
Frauenkleider. Das Ministerium solle 
offenbar von der Regierung Karzai zu 
einem  Sittenwächter" umfunktioniert 
werden. So wolle man den erstarken-
den konservativen Kräften entgegen-
kommen. Die Unterzeichner - dar-
unter die Grünen-Vorsitzende Claudia 
Roth und die Abgeordneten Tom Koe-
nigs, Kerstin Müller, Hans-Christian 
Ströbele - fordern die Bundesregierung 
auf, sich bei der Regierung Karzai für 
die Frauenrechte einzusetzen. Sie dürf-
ten  nicht als Verhandlungsmasse be-
trachtet werden", low. 
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